Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 94 

01 . 02. 73 

Sachgebiet 92 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Dr. Waigel, Geisenhofer, Dr. Hornhues, Dreyer, 
Nordlohne und Genossen 


betr. Schutz von Kindern im Straßenverkehr 


Im Jahre 1971 verunglückten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land rund 71 000 Kinder im Straßenverkehr. 2049 Kinder star- 
ben. 25 746 Kinder wurden schwer und 43 399 Kinder leicht ver- 
letzt. Jährlich sterben allein etwa 400 Kinder als Mitfahrer in 
einem Auto. Bezogen auf 100 000 Kinder unter 15 Jahren ver- 
unglückten 1969 337 Kinder als Radfahrer oder Fußgänger. In 
Frankreich, Italien und Schweden waren es weniger als 150 
Kinder. Der Anteil der tödlich verletzten Kinder an der Gesamt- 
zahl der Verkehrstoten betrug 1969 in der Bundesrepublik 
Deutschland 12 v. H. r in Italien 6 v. H. und in Frankreich 5 v. H. 

Die Zahl der verunglückten Kinder im Straßenverkehr steigt 
von Jahr zu Jahr. Die Bundesregierung steht dieser Situation 
hilflos gegenüber. Sie verfügt bis heute über kein Konzept zum 
Schutze der Kinder im Straßenverkehr. Es fehlt nicht nur an 
gezielter Verkehrserziehung in Familien, Kindergärten und 
Schulen, sondern auch - und das ist eine Aufgabe der Bundes- 
regierung - an ausreichender Erforschung der Unfallursachen. 
Nach 1968 ist trotz Zusicherung des Bundesverkehrsministers 
keine eingehende statistische Sonderuntersuchung über Kinder- 
unfälle im Straßenverkehr mehr durchgeführt worden. Der Aus- 
bau der Bundesanstalt für Straßenwesen zu einem Zentralinsti- 
tut für Unfallforschung kommt kaum voran. Die unzureichende 
Erforschung der biodynamischen Gegebenheiten des kindlichen 
Körpers verhindert die Entwicklung wirksamer Rückhaltevor- 
richtungen (Kindersitze und Kindergurte). Trotz vielfältiger 
parlamentarischer Bemühungen liegen immer noch nicht ausrei- 
chende wissenschaftliche Voraussetzungen für den Erlaß von 
Schutzvorschriften für Kinder vor. Die angestrebte europäische 
Verkehrspolitik verführt die Bundesregierung dazu, auf natio- 
nale Maßnahmen zum Schutze der Kinder im Straßenverkehr 
weitgehend zu verzichten. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum wurde vom Statistischen Bundesamt trotz Zusiche- 
rung des Bundes Verkehrsministers nach 1968 keine einge- 
hende Sonderuntersuchung über Kinderunfälle im Straßen- 
verkehr mehr durchgeführt? 
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2. Wann ist damit zu rechnen, daß der Ausbau der Bundesan- 
stalt für Straßenwesen zu einem Zentralinstitut für Unfall- 
forschung, der 1972 erst sehr zögernd angelaufen ist, abge- 
schlossen ist? 

3. Wird die Bundesregierung nunmehr dafür Sorge tragen, daß 
die speziellen Gegebenheiten des kindlichen Körpers bei 
Autounfällen im Rahmen eines umfassenden Forschungs- 
projektes untersucht werden? 

4. Ist die Bundesregierung angesichts der Notwendigkeit, die 
Gefährdung der Kinder als Mitfahrer im Auto durch die Ent- 
wicklung geeigneter Kindersitze und -gurte so bald wie mög- 
lich zu verringern, bereit, den Fortgang der unvollständig 
gebliebenen Untersuchungen des Batelle-Institutes durch 
die Bereitstellung von weiteren Mitteln zu ermöglichen? 

5. Was wird die Bundesregierung tun, um die Partnerstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften zu aktiver Mitarbeit an 
der Entwicklung von Rückhaltevorrichtungen für Kinder zu 
veranlassen? 

6. Wird die Bundesregierung im nationalen wie im europäi- 
schen Bereich darauf dringen, daß nach der Entwicklung ge- 
eigneter Rückhaltevorrichtungen Kinder unter 14 Jahren auf 
den Vordersitzen, Kinder unter zwei Jahren auch auf den 
Rücksitzen nur mit Rückhaltevorrichtungen befördert wer- 
den dürfen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, daß 
in den internationalen Gremien (ECE, Europarat und den 
Europäischen Gemeinschaften) Vorschriften für den Einbau 
geeigneter Kinder-Türsicherungen in Kraftfahrzeugen ent- 
wickelt und erlassen werden? 
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